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„Als Corona-Sofortmaßnahme ist für kleine und mittelständische Unternehmen, die von der 
Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ betroffen sind, die Möglichkeit einer 
pauschalierten Herabsetzung bereits für 2019 geleisteter Vorauszahlungen in Hinblick auf Ver-
luste im Jahr 2020 geschaffen worden.  
 
Der Koalitionsausschuss vom 22.4.2020 hat weitere Maßnahmen zur Abfederung der sozialen 
und wirtschaftlichen Härten sowie zur Unterstützung des wirtschaftlichen Wiederaufbaus be-
schlossen. Es wurde u.a. verabredet, als Corona-Sofortmaßnahme für kleine und mittelständi-
sche Unternehmen die pauschalierte Herabsetzung bereits für 2019 geleisteter Vorauszahlun-
gen im Hinblick auf Verluste im Jahr 2020 (Verlustverrechnung) zu ermöglichen. 
 
Am 23.4.2020 teilte das Bundesministerium der Finanzen mit, dass Unternehmen, die 
coronabedingt in diesem Jahr mit einem Verlust rechnen, als Liquiditätshilfe ab sofort neben den 
bereits für 2020 geleisteten Vorauszahlungen auch eine Erstattung von für 2019 gezahlte Beträ-
ge bei ihrem zuständigen Finanzamt beantragen können, und zwar auf Grundlage eines pau-
schal ermittelten Verlustes für das aktuelle Jahr. Von der Corona-Krise unmittelbar und nicht 
unerheblich negativ betroffene Steuerpflichtige, die noch nicht für den Veranlagungszeitraum 
2019 veranlagt worden sind, können in den zeitlichen Grenzen des § 37 Abs. 3 S. 3 EStG 
grundsätzlich eine Herabsetzung der festgesetzten Vorauszahlungen für 2019 beantragen. Eine 
hinreichende Prognose und Darlegung solcher Verluste im Einzelfall ist gerade in der aktuellen 
Situation aufgrund der Unsicherheiten der wirtschaftlichen Entwicklung vielfach schwierig. Daher 
sollen Anträge auf Herabsetzung der Vorauszahlungen für den Veranlagungszeitraum 2019 auf 
der Grundlage eines pauschal ermittelten Verlustrücktrags aus 2020 für alle Beteiligten verein-
facht abgewickelt werden können. Die Möglichkeit, im Einzelfall unter Einreichung detaillierter 
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Unterlagen einen höheren rücktragsfähigen Verlust darzulegen, bleibt hiervon unberührt. Mit 
dieser Maßnahme soll für kleine Unternehmen und Selbständige im Handel, in der Kultur und im 
Gastrobereich notwendige Liquidität geschaffen werden, unabhängig davon, ob die Geschäfte 
weiterhin geschlossen bleiben oder in dieser Woche geöffnet wurden. 
 
Mit BMF-Schreiben vom 24.4.2020 (Anlage) werden dazu nähere Erläuterungen gegeben. 
 
Die Inanspruchnahme des pauschal ermittelten Verlustrücktrags aus 2020 zur nachträglichen 
Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2019 erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist schriftlich 
oder elektronisch (z.B. mittels ELSTER) bei dem für die Festsetzung der Einkommensteuer bzw. 
Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamt zu stellen. Der Antrag auf Herabsetzung der Vo-
rauszahlungen im pauschalierten Verfahren kann gleichzeitig mit dem Antrag auf Herabsetzung 
der Vorauszahlungen für 2020 gestellt werden.  
 
Der Antragsteller muss von der Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ betroffen 
sein. Es kann regelmäßig von einer Betroffenheit ausgegangen werden, wenn die Vorauszah-
lungen für 2020 auf null Euro herabgesetzt wurden und der Steuerpflichtige versichert, dass er 
für den Veranlagungszeitraum 2020 aufgrund der Corona-Krise eine nicht unerhebliche negative 
Summe der Einkünfte erwartet.  
 
Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 2020 beträgt 15 % des Saldos der maßgeblichen 
Gewinneinkünfte und/oder der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, welche der Festset-
zung der Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt wurden. Er ist bis zu einem Betrag von 1 
Mio. € bzw. bei Zusammenveranlagung von 2 Mio. € (§ 10d Absatz 1 Satz 1 EStG) abzuziehen. 
Die Vorauszahlungen für 2019 sind unter Berücksichtigung des pauschal ermittelten Verlust-
rücktrags aus 2020 neu zu berechnen und festzusetzen. Eine Änderung der Festsetzung der 
Vorauszahlungen führt zu einem Erstattungsanspruch. 
 
Weitere Informationen sowie ein zusammenfassendes Beispiel sind der Anlage zu entnehmen.“ 
 


